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Präambel 
 
Nürnberg ist eine lebenswerte, vielfältige und starke Metropole mit hoher Lebensqualität. Sie 
vereint wirtschaftliche Dynamik, kulturelle Vielfalt und sozialen Zusammenhalt. Das sind beste 
Voraussetzungen für eine erfolgreiche Zukunft und faire Chancen für alle. Auch in Zeiten des 
Wandels wollen CSU und SPD gemeinsam Verantwortung für Nürnberg übernehmen und die 
erfolgreiche Zusammenarbeit im Stadtrat fortsetzen. Für uns steht dabei der Alltag der Men-
schen im Mittelpunkt: Nürnberg muss für alle funktionieren: bezahlbar, verlässlich und lebens-
wert.  

Als Kräfte der demokratischen Mitte stehen wir für Stabilität, Verlässlichkeit und konstruktive 
Politik. Extremistischen Bestrebungen treten wir entschieden entgegen. Dazu gehören jegliche 
gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit sowie jedwede antisemitischen und rechtsradika-
len Intentionen und Aktionen. Wir stärken aktiv die Demokratie, die Zivilgesellschaft und den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Unser Bündnis ist getragen von Respekt, Vertrauen und 
dem gemeinsamen Ziel, alle Menschen wertzuschätzen und ihnen Chancen zu ermöglichen. 

Nürnberg steht vor großen Herausforderungen: Bevölkerungswachstum, Strukturwandel, wirt-
schaftliche Unsicherheiten, nachhaltige Mobilität, Wohnungsmangel, Bezahlbarkeit, Integra-
tion und gesellschaftlicher Zusammenhalt sowie die klimagerechte Entwicklung unserer Stadt. 
Viele Menschen spüren die steigenden Lebenshaltungskosten und haben Sorge vor sozialem 
Abstieg, darauf geben wir konkrete Antworten. Dies erfordert klare Prioritäten, entschlossenes 
Handeln und eine leistungsfähige, innovative Verwaltung. Gleichzeitig sind die finanziellen 
Spielräume begrenzt, weshalb wir Investitionen gezielt und nachhaltig ausrichten. 

Unser Ziel ist es, Nürnberg sozial, gerecht und zukunftsfähig weiterzuentwickeln. Wir machen 
Politik für die, die diese Stadt jeden Tag am Laufen halten. Wir gestalten Wachstum verant-
wortungsvoll, sichern Lebensqualität und schaffen bezahlbare, attraktive und nachhaltige Mo-
bilitäts- und Wohnangebote für alle Lebenslagen. Bildung hat höchste Priorität: Investitionen 
in Schulen und Kindertagesstätten sind zentrale Zukunftsinvestitionen. Junge Menschen wol-
len wir stärker beteiligen und ihnen Räume zur Entfaltung geben. 

Angesichts des Klimawandels entwickeln wir unsere Klimaschutzmaßnahmen konsequent 
weiter, auch mit dem Ziel einer schrittweisen Klimaneutralität der Stadtverwaltung. Dabei set-
zen wir auf pragmatischen Klimaschutz, der seine Ziele verlässlich und effizient erreicht und 
die Nürnbergerinnen und Nürnberger vor explodierenden Energiekosten schützt. Die Urbane 
Gartenschau 2030 richten wir aus und achten dabei darauf, dass auch in der hochversiegelten 
Innenstadt und insbesondere in der Südstadt und der Königstraße nachhaltige Klimaprojekte 
mit dauerhafter Entsiegelung und Begrünung umgesetzt werden. Die Königstraße wird zum 
Pilotprojekt für den Erlebnisraum Altstadt.  

Aus Nürnbergs Geschichte erwächst für uns eine besondere Verantwortung für Menschen-
rechte, Vielfalt und ein starkes Miteinander. Kultur verstehen wir als Bestandteil elementarer 
Bürgerrechte und einer von Vielfalt, Geschichtsbewusstsein und Gemeinsamkeit geprägter 
Stadtgesellschaft. Im Dürerjahr 2028 sehen wir die Chance, unsere Stadt als den „authenti-
schen Dürer-Ort“ mit Leuchtturmprojekten sowie einem synchronisierten Veranstaltungsange-
bot international in den kulturellen Fokus zu rücken. 

Unsere Arbeit orientiert sich an den Lebensrealitäten der Menschen. Wir setzen auf Freiheit, 
gute kommunale Angebote sowie moderne Formen der Mitsprache und Bürgerbeteiligung. 
Gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern wollen wir Nürnberg aktiv gestalten, weiterent-
wickeln und zur lebenswertesten Stadt in Bayern machen. 

Mit diesem Kooperationsvertrag legen CSU und SPD die Grundlage für ihre weitere Zusam-
menarbeit im Stadtrat. Wir führen die erfolgreiche gemeinsame Arbeit fort und stellen uns ge-
meinsam den Herausforderungen der Zukunft. 

 



 

4 
 

Grundlagen unserer Zusammenarbeit 

 
CSU und SPD tragen für die gesamte Politik der Kooperation in der Stadtratsperiode 2026-
2032 gemeinsam Verantwortung. Im Mittelpunkt muss stets das Wohl unserer Stadt stehen. 
Parteipolitische Profilierung darf notwendige Lösungen nicht blockieren. Wo es unterschiedli-
che Auffassungen gibt, braucht es den ernsthaften Willen zum Ausgleich und die Fähigkeit zu 
tragfähigen Kompromissen. Unsere Zusammenarbeit ist geprägt von Vertrauen, Respekt und 
Pragmatismus und hat das Ziel, für die Bürgerinnen und Bürger konkrete Verbesserungen zu 
erzielen.  
 
Bei den nachfolgenden Grundsatzthemen muss deshalb Einvernehmen hergestellt werden: 

 
1. Haushaltssatzungen (einschließlich Verschuldung), Steuern, Gebühren, Tarife 
2. Personalhaushalt und Referentenwahlen 
3. Grundsatzfragen der Stadtentwicklung 

 
In allen anderen Fragen wird eine Einigung in folgender Reihenfolge angestrebt: 

 
1. durch Vorgespräche auf der Ebene der Ausschusssprecher 
2. durch Konsultationen auf Ebene des Fraktionsvorstandes / der Fraktionsvorsitzenden 
3. durch Konsultationen auf der Ebene der Fraktions- und Parteivorsitzenden beim 

Oberbürgermeister. 
 

Bei Bedarf kann jederzeit ein Kooperationsausschuss bestehend aus je fünf Mitgliedern bei-
der Parteien einberufen werden. Vereinbart wird bereits jetzt, dass dieser regelmäßig quar-
talsweise sowie jährlich vor Beginn der Haushaltseinbringung tagt.  

 
Für den Fall einer finalen Nichteinigung erfolgt auf Wunsch eines der Partner jeweils eine Ver-
tagung, danach sind beide Fraktionen frei, außer bei den o.g. Grundsatzthemen.  

 
Es wird bekräftigt, dass für die Amtsperiode 2026-2032 der zweite Bürgermeister von der CSU 
(stärkste Fraktion) und der dritte Bürgermeister von der SPD (zweitstärkste Fraktion) vorge-
schlagen und mitgetragen wird.  
 
Die Kooperationspartner setzen gemeinsam eine Verwaltungsreform um. Ziel sind klarere Zu-
ständigkeiten, die Bündelung von Kompetenzen sowie schlankere, effizientere Prozesse zur 
Optimierung von Schnittstellen in der Stadtverwaltung. Im Zuge der Reform werden die Ge-
schäftsbereiche neu zugeschnitten und Aufgaben teilweise unterhalb der Dienststellenebene 
neu gegliedert. Die Umsetzung erfolgt schrittweise und wird spätestens mit dem Amtsantritt 
der neu- und wiedergewählten Referentinnen und Referenten am 1. Oktober 2027 abgeschlos-
sen. 
 
Es wird ein eigenständiges Personal- und Organisationsreferat geschaffen, in das auch die 
Dienststellen der derzeitigen Bereichs Bürgerservice, Digitalisierung und Recht (BDR) und der 
Stab Stellenbewertung integriert werden. Die Organisationsentwicklung wird deutlich gestärkt 
und erhält auch unter dem Gesichtspunkt der Haushaltskonsolidierung Interventionsrechte.  
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Personelles / Vorschlagsrechte (Zielbild 2026/2027) 
 

CSU SPD 

 

 2. Bürgermeister (Mobilität und Sport) 
SÖR  
Mobilität (Verkehrsplanungsamt, U-Bahn- 
bauamt) 
Sport (Stadion, NürnbergBad, Sportservice) 
Tiergarten 

 
 Bildungsreferat 

Amt für berufliche Schulen 
Amt für Allgemeinbildende Schulen 
Institut für Pädagogik und Schulpsychologie 
Bildungsbüro 
Zentrale Schulverwaltung 

 
 Referat für Wirtschaft und  

Wissenschaft 
Wirtschaftsförderung  
Marktamt 
Liegenschaftsamt,  
Amt für Geoinformation und Bodenordnung 
Amt für Stadtforschung und Statistik 
Großveranstaltungen 

 
 Referat für Personal, Organisation;  

Sicherheit und Bürgerservice 
Ordnungsamt 
BANOS 
Bürgeramt Mitte 
Amt für Migration und Integration 
Außendienst Stadt Nürnberg 
Amt für Digitalisierung und Prozessorganisation  
Personalamt 

 

 

 3. Bürgermeister (Wohnen, Bauen 
und Stadtentwicklung) 
Stadtplanungsamt 
Hochbauamt 
Bauordnungsbehörde 
Gebäudemanagement 
Wohnungsbauförderung 
Feuerwehr 
 

 Referat für Jugend, Familie,  
Senioren und Soziales  
Sozialamt  
Jobcenter 
Jugendamt 
NürnbergStift 
Seniorenamt 

 
 Referat für Finanzen und IT 

Kassen- und Steueramt 
Stadtkämmerei 
Amt für Informationstechnologie 
Innovationsmanagement 
Zentrale Dienste 
Beteiligungsmanagement 
Vorsitz VAG-Aufsichtsrat 

 

 
OBM 
Geschäftsbereich Kultur  
Bürgermeisteramt, Amt für Kommunikation und Stadtmarketing, GPR, Rechnungsprüfungsamt,  
Bevölkerungsschutz, Rechtsamt 
 

 

 Das Umweltreferat verbleibt bis September 2027 bei der Fraktion BÜNDNIS90/DIE 
GRÜNEN. Über dieses Vorschlagsrecht (2027-2033) wird zwischen den Vertragspart-
nern des Nürnberger Modells beraten. 
 

 Die Vertragspartner sind jeweils berechtigt, im Rahmen der Verwaltungsreform Zustän-
digkeiten für Dienststellen etc. innerhalb ihrer Verantwortungsbereiche (Referate) an-
zupassen. Durch die weiterzuführende Verwaltungsreform können sich zusätzliche Än-
derungen ergeben. 
 

 Der CSU steht das Vorschlagsrecht für den Vorsitz der Kinderkommission und des 
Jugendhilfeausschusses zu sowie im Aufsichtsrat der Noris-Arbeit gGmbH. 
 
Der SPD steht das Vorschlagsrecht für den Vorsitz im Aufsichtsrat der noris inklusion 
gGmbH, des Aufsichtsrats der VAG, der PEG sowie der wbg zu.  
 

 Die Ausschussgröße wird für diese Stadtratsperiode auf 17 Mitglieder festgelegt, die 
Ausschüsse werden nach Sainte-Laguë/Schepers gebildet. Die Ausschussvorsitzen-
den werden ausschließlich durch die Kooperationspartner analog zu den Geschäftsbe-
reichen gestellt.  
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Unsere Stadtverwaltung erbringt mit ihren mehr als 13.000 Mitarbeitenden vielfältige Leistun-
gen für die Bürgerinnen und Bürger. Um die hohe Dienstleistungsqualität zu erhalten und aus-
zubauen, wollen wir ein moderner, attraktiver und familienfreundlicher Arbeitgeber für unser 
Personal bleiben. Gute Entwicklungsmöglichkeiten, moderne Bürowelten, mobiles Arbeiten, 
Homeoffice und flexible Arbeitszeiten werden wir weiterentwickeln, das Beispiel Stadthaus Q 
ist hierbei unser Leuchtturm. Die Arbeitsplätze bei der Stadt bleiben sicher.  

 
Wir analysieren interne Prozesse und heben hier Ressourcen durch Prozessoptimierung, Ein-
satz von Robotik und KI im Rahmen der rechtlichen und technischen Möglichkeiten. 

 
Gleichzeitig gehen wir beim Bürgerservice und unseren digitalen Angeboten den erfolgreichen 
Weg weiter. Wir verbinden digitale Angebote und analoge Notwendigkeiten durch technische 
und digitale Hilfsangebote (z.B. Voicebot zur Terminbuchung per Telefon oder zur Auskunft 
aus dem Behördenwegweiser, Dokumentenausgabeboxen u.ä.). 
 
Die Stadt Nürnberg arbeitet überregional, in den Spitzenverbänden und mit staatlichen Stellen 
gemeinsam an der Fortentwicklung einer digitalen Agenda, die den rasanten Entwicklungen 
im technischen und organisatorischen Bereich im Sinne unserer Bürgerinnen und Bürger aber 
auch der Beschäftigten Rechnung trägt.  

 
  

1. Haushalt, Finanzen und Investitionen 
 
Nürnberg bietet eine hohe Lebensqualität und ist eine wachsende Stadt. Immer mehr Men-
schen möchten hier leben und arbeiten. Dieses Wachstum erfordert erhebliche und nachhal-
tige Investitionen in die städtische Infrastruktur, insbesondere in den Bereichen Wohnen, Bil-
dung, Kultur, Betreuung sowie den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) und den Erhalt 
von Straßen und Brücken. 
  
Zugleich steht die Stadt – wie nahezu alle Kommunen – vor erheblichen finanziellen Heraus-
forderungen. Die unzureichende finanzielle Ausstattung durch Bund und Land sowie die fort-
laufende Übertragung zusätzlicher Aufgaben belasten den städtischen Haushalt zunehmend. 
Vor diesem Hintergrund stehen Nürnberg in den kommenden Jahren schwierige haushaltspo-
litische Rahmenbedingungen bevor. 
  
Die Kooperationspartner bekennen sich zum Investitionskurs der vergangenen Jahre und wer-
den diesen auf einem möglichst hohen und zugleich verantwortbaren Niveau fortführen. Not-
wendige Zukunftsinvestitionen sollen gesichert werden, ohne die langfristige finanzielle Stabi-
lität der Stadt zu gefährden. Ziel ist eine solide und generationengerechte Haushaltspolitik mit 
einem ausgeglichenen Haushalt und einer Begrenzung der Neuverschuldung. Maßstab des 
Handelns ist die dauerhafte Genehmigungsfähigkeit des Haushalts durch die Regierung von 
Mittelfranken. 
 
Zur Sicherstellung eines genehmigungsfähigen Haushalts sind neben dem bereits beschlos-
senen Sparpaket weitere strukturelle Konsolidierungsmaßnahmen erforderlich. Ziel ist es, die 
dauerhafte finanzielle Leistungsfähigkeit der Kommune zu sichern und sich schrittweise Hand-
lungsspielraum in zentralen Zukunftsbereichen zu erarbeiten. 
 
Zu deren Erarbeitung und politischen Bewertung richten die beiden Fraktionen mit Beginn der 
neuen Stadtratsperiode eine gemeinsame Arbeitsgruppe Haushaltskonsolidierung ein. Diese 
besteht aus einem Koordinator „Haushaltskonsolidierung“, den wir beim Oberbürgermeister 
einrichten werden und wird vom Kämmerer und dem Personalreferenten geleitet und von bei-
den Kooperationspartnern mit jeweils einem Vertreter ergänzt. Unterstützt wird die Arbeits-
gruppe von den zuständigen Dienststellen für Organisation und Finanzen, die Zuarbeiten, die 
verwaltungsinterne Steuerung und Nachhaltung des Konsolidierungsprozesses übernehmen. 
Bis zur Sommerpause werden priorisierte Maßnahmenvorschläge erarbeitet und deren finan-
zielle sowie gesellschaftliche Wirkung bewertet. 
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Die Kooperation verständigt sich darauf, insbesondere folgende Konsolidierungsansätze sys-
tematisch zu prüfen, zu priorisieren und umzusetzen: 
 

 Aufgabenkritik und Prioritätensetzung 
Systematische Überprüfung aller freiwilligen Leistungen auf Notwendigkeit (Maßstab, 
wenn vergleichbare Leistungen auch von Dritten angeboten), Wirtschaftlichkeit und 
strategische Bedeutung; Festlegung klarer politischer Prioritäten. 

 
 Überprüfung von Standards 

Regelmäßige Überprüfung aller fachlichen und organisatorischen Standards im Hin-
blick auf Notwendigkeit, Wirtschaftlichkeit und rechtliche Vorgaben; Identifikation und 
Abbau von Überstandards durch Benchmarking mit vergleichbaren Kommunen  

 
 Optimierung von Verwaltungsprozessen 

Digitalisierung, Standardisierung und Verschlankung von Abläufen zur Reduzierung 
von Personal- und Sachkosten sowie zur Steigerung der Effizienz. Bei Prozessen, in 
denen mehrere Dienststellen beteiligt sind, soll eine Hauptverantwortlichkeit eingerich-
tet werden. 

 
 Interkommunale Zusammenarbeit 

Prüfung und Ausbau von Kooperationen mit (Nachbar-)Kommunen zur gemeinsamen 
Aufgabenerledigung und Nutzung von Synergien. 

 
 Überprüfung von Förderprogrammen und Zuschüssen 

Zielgenaue Ausrichtung bestehender Förderungen sowie Reduzierung oder Einstel-
lung nicht prioritärer Zuschüsse.  

 
 Gebühren- und Entgeltanpassungen 

Regelmäßige Überprüfung der Kostendeckungsgrade kommunaler Leistungen mit 
dem Ziel einer stärkeren Nutzerfinanzierung. Eine Hebesatzerhöhung bei der Grund- 
und Gewerbesteuer schließen wir aus. 

 
 Ertragssteigerung und Einnahmeoptimierung 

Verbesserung der Einnahmesituation durch konsequente Ausschöpfung bestehender 
Einnahmequellen, Optimierung von Gebühren und Beiträgen sowie aktives Fördermit-
telmanagement und Fundraising. Wir fordern die Angleichung der Förderbedingungen 
für Lehrpersonal an städtischen und privaten Schulen. Dazu soll eine Initiative mit an-
deren Kommunen angestoßen werden. 

 
 Investitionssteuerung und Priorisierung 

Konzentration auf zwingend notwendige und wirtschaftlich nachhaltige Investitionen; 
Überprüfung, Streckung oder Verschiebung nicht prioritärer Maßnahmen. Vor der Pla-
nung und Konzeptionierung von neuen Investitionen muss eine zeitnahe Realisierung 
gewährleistet und falls erforderlich politisch beschlossen werden, um Planungskapazi-
täten nicht unnötig zu binden und bei der Bevölkerung Erwartungen nicht zu enttäu-
schen. Das Finanzreferat legt hierzu vor der Sommerpause 2026 eine aktualisierte Ein-
nahmen- und Ausgabenprognose vor. Auf dieser Grundlage beraten die Fraktionen 
gemeinsam über die Fortschreibung des Mittelfristigen Investitionsplans bis 2030. 

 
 Beteiligungsmanagement 

Eine Privatisierung städtischer Tochterunternehmen an dritte Externe wird ausge-
schlossen. Gleichzeitig werden Möglichkeiten zur wirtschaftlichen Weiterentwicklung 
und strukturellen Optimierung städtischer Beteiligungen ergebnisoffen geprüft.  
 

 Flächen- und Liegenschaftsmanagement 
Aktivierung von Vermögenswerten durch Verkauf, Entwicklung oder effizientere Nut-
zung kommunaler Immobilien und Flächen. 
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 Die Stadt Nürnberg prüft die Erhebung einer Tourismusabgabe ab dem Jahr 2027. 
Durch sie soll sichergestellt werden, dass Übernachtungsgäste angemessen zur Fi-
nanzierung und Aufwertung der touristischen Infrastruktur sowie der Innenstadt beitra-
gen. Die Regelung gilt explizit auch für Übernachtungen, die über Airbnb und ähnliche 
Plattformen gebucht wurden. Ein detaillierts Konzept für die Erhebung und Mittelver-
wendung wird unter Beteiligung der Congress- und Tourismuszentrale (CTZ) bis zum 
Sommer erarbeitet. 

 
 
 
 
2. Wirtschaft, Wissenschaft und Arbeit 
 
Nürnberg ist ein moderner Hightech-, Industrie- und Dienstleistungsstandort mit breitem Bran-
chenmix – von globalen Konzernen über Familienunternehmen und Hidden Champions bis zu 
Handwerk und Start-ups. 
 
Wir sichern die Wettbewerbsfähigkeit der regionalen Wirtschaft, schaffen und erhalten hoch-
wertige Arbeitsplätze, bauen Nürnberg als führenden Forschungs- und Technologiestandort 
aus und stärken gemeinsam mit dem Freistaat Bayern den Hochschul- und Wissenschafts-
standort. 
 
Wirtschaftlicher Erfolg ist für uns kein Selbstzweck, sondern muss bei den Menschen ankom-
men, in fairen Löhnen, sicheren Arbeitsplätzen und verlässlichen Perspektiven. Gute Arbeit 
und soziale Sicherheit sind dabei der Maßstab für eine starke und zukunftsfähige Wirtschaft. 
 
2.1. Wirtschaft und Wissenschaft 
 
Wir legen besonderen Wert auf den Abbau bürokratischer Hürden, die Beschleunigung von 
Genehmigungsverfahren sowie eine wirtschaftsfreundliche Verwaltung, um den Wirtschafts-
standort Nürnberg positiv hervorzuheben. Dies soll im Rahmen einer neuen Einheit „Unter-
nehmensservice“ erfolgen. Zudem wird die Beteiligung an Deregulierungsprojekten vorange-
trieben. 
 
Wir setzen auf eine enge Verzahnung von Wissenschaft und Wirtschaft, um Innovationen 
schneller in marktfähige Produkte zu überführen.  
 
Nürnberg hat das Potenzial, sich als führender Standort für die Entwicklung von Roboterplatt-
formen zu etablieren und hier nachhaltig die ansässige Industrie sowie Zulieferer mit For-
schung und Nachwuchskräften zusammenzubringen. Insbesondere kann Nürnberg mit UTN, 
der FAU, der TH Nürnberg und dem Fraunhofer IIS ausgezeichnete wissenschaftliche Exper-
tise im Bereich von KI, Robotik und Mechatronics Engineering sowie eine hohe industrielle 
Innovationsdichte nachweisen. Diese Bereiche sind Schlüsseltechnologien für die Entwicklung 
intelligenter Roboter.  
 
Die weitere Entwicklung des äußerst erfolgreichen ZOLLHOF Tech Inkubators, der von Stadt, 
Universität und diversen großen Unternehmen getragen wird, sowie die weiteren Inkubatoren 
in den Bereichen Energie (NKubator) und Kreativwirtschaft (OM7) sind zentral für die weitere 
Entwicklung der Wirtschaft und schaffen Arbeitsplätze mit guten Arbeitsbedingungen.  
 
Nürnberg ist ein wichtiger Messe- und Kongressstandort, den wir weiter stärker wollen. Die 
Angebotslücke für Konferenzen mittlerer Größe zwischen 500 und 1.000 Teilnehmern wollen 
wir perspektivisch mit einem City Convention Center im „Zeughausquartier“ schließen. 
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2.2. Gute Arbeitsbedingungen 

Gute Arbeit ist die Grundlage für sozialen Aufstieg, wirtschaftliche Stärke und gesellschaftli-
chen Zusammenhalt in Nürnberg. Wir wollen, dass Menschen von ihrer Arbeit leben können, 
sichere Perspektiven haben und faire Bedingungen vorfinden. Deshalb stärken wir Tariftreue 
und gute Arbeitsbedingungen konsequent – insbesondere prüfen wir eine verbindliche soziale 
Vergabeordnung bei städtischen Aufträgen und Beteiligungen. Unser Ziel ist, dass öffentliche 
Gelder an faire Bedingungen geknüpft werden. Wir stellen klar: Wirtschaftlicher Erfolg darf 
nicht auf Kosten der Beschäftigten gehen. Die Stadt geht als Arbeit- und Auftraggeberin mit 
gutem Beispiel voran. 

Handwerk, Mittelstand und innovative Unternehmen unterstützen wir gezielt bei Fachkräftesi-
cherung, Ausbildung und Weiterbildung.  

Unser Ziel ist eine moderne, soziale Wirtschaft mit fairen Chancen für alle – damit Aufstieg in 
Nürnberg möglich bleibt. 

Gemeinsames Ziel der Kooperationspartner ist es, ausländische Arbeits- und Fachkräfte für 
den Standort Nürnberg zu gewinnen und zu halten: Im Fokus steht dabei die Beschleunigung 
aller ausländerrechtlicher Prozesse, Beratung und Unterstützung in Anerkennungsverfahren 
und Nachqualifizierung, berufsbegleitende Deutschsprachkurse mit den Unternehmen/ Arbeit-
gebern, sowie eine Offensive Deutsch am Arbeitsplatz. 

 

2.3. Erlebnisraum Altstadt 

CSU und SPD bekennen sich zu einer lebendigen, sicheren und für alle Generationen attrak-
tiven Altstadt. Die Innenstadt ist das Herz unserer Stadt – ein Ort der Begegnung für Stadtge-
sellschaft und Besucher, des Handels und der kulturellen Identität. Unser Ziel ist es, sie als 
zentraler Wirtschafts- Arbeits- und Lebensraum zu stärken und langfristig zu sichern. Die Part-
ner entwickeln deshalb einen Masterplan Innenstadt 2030, der die Projekte in den verschiede-
nen Dienststellen entwickelt und priorisiert, wie im Masterplan Freiraum. 

CSU und SPD entwickeln den ersten Abschnitt der Königstraße als Pilotprojekt bis zur UGS 
2030 zu einer Klima- und Wohlfühlmeile mit hoher Aufenthaltsqualität. Dazu gehören mehr 
Stadtgrün, Entsiegelung, wo es städtebaulich möglich ist, qualitätsvolles Stadtmobiliar, zusätz-
liche Schatten- und Sitzangebote sowie ein erlebbarer Wasserlauf als gestalterisches und kli-
mapolitisches Element und Spielpunkte. 

Die Kooperationspartner verankern die gesamte Königstraße vom Hauptbahnhof über den 
Hauptmarkt bis hinauf zur Burg als zentrales Projekt im Integrierten Stadtentwicklungskonzept 
Altstadt und stellen sicher, dass Planung und Umsetzung schrittweise im Rahmen der städti-
schen Haushalte sowie durch die Einwerbung externer Fördermittel finanziell hinterlegt wer-
den. 

Bei der weiteren Ausgestaltung der Maßnahmen setzen die Partner auf Beteiligung von An-
wohnerinnen und Anwohnern, Gewerbetreibenden und weiterer Stadtgesellschaft, um tragfä-
hige, breite Akzeptanz zu sichern. 

Ein zentrales Projekt ist die Entwicklung des „Zeughausquartiers“: Besonderes Augenmerk 
legen wir auf die Realisierung eines Kongresszentrums als Motor für die Innenstadtdynamik. 
Ergänzend prüfen wir das Konzept einer kulinarischen Markthalle und befürworten Flächen für 
den Einzelhandel in derzeit fehlenden Größen. Die Dächer bieten zusätzlich Potenzial für eine 
grüne Oase, mit auch konsumfrei zugänglichen Bereichen. 

Darüber hinaus werden wir Gestaltungsvorgaben für Sondernutzungen entwickeln, die Wer-
beanlagensatzung überprüfen, die Attraktivität und Zukunftsfähigkeit des Wochenmarkts 
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durch einen festen Standort und ein einheitliches Erscheinungsbild erhöhen sowie die Mög-
lichkeit eines Brunnens oder Wasserelements auf dem Hauptmarkt prüfen.  

CSU und SPD setzen zur Reduzierung von Leerständen in der Innenstadt auf eine aktive Ei-
gentümeransprache, sowie auf die Förderung von neuen Wohnungen – insbesondere in Ober-
geschossen – und kleinteiligem Handel durch gezielten Einsatz von Städtebauförderung. 

Zur Belebung leerstehender Flächen prüfen wir Gründungszuschüsse für Start-ups im Einzel-
handel, um innovative Konzepte kurzfristig und nachhaltig zu ermöglichen. Temporäre Test-
formate im öffentlichen Raum werden ermöglicht. Wir prüfen, leerstehende Flächen über Wett-
bewerbe an Konzepte mit besonderem Mehrwert zu vergeben; Gewinner erhalten für einen 
begrenzten Zeitraum stark vergünstigte oder mietfreie Flächen.  

Start-Up-Gründern werden leerstehende Immobilien von der Stadt als Zwischennutzung an-
geboten im Rahmen eines innovativen „StadtUp“-Programms. 

Wir wollen einen kuratierten Concept-Store als größeren Standort schaffen, in dem mehrere 
regionale Marken und Start-ups parallel Konzepte testen, die bei Erfolg später umziehen sol-
len. 

 Wir werden die bestehende Regelung zu den verkaufsoffenen Sonntagen und Ein-
kaufsnächten (2+2) im Rahmen einer Evaluation überprüfen und eine Neugestaltung 
bis 2028 im Stadtrat beschließen.  
 

 Die Erreichbarkeit der Innenstadt für alle Verkehrsträger ist zentral, um sowohl den 
Bedürfnissen von Kunden, Beschäftigten und Anwohnern als auch den Anforderungen 
des Wirtschaftsverkehrs gerecht zu werden. Zur besseren Erreichbarkeit prüfen wir 
auch digitale Lösungen, die künftig freie Parkmöglichkeiten in der Innenstadt einfacher 
auffindbar macht. Für mehr Sauberkeit prüfen wir eine regelmäßige Nassreinigung. 
 

 Ein zeitgemäßes Innenstadtmarketing soll diese Ziele strategisch unterstützen. 

 

 

3. Wohnen, Bauen und Stadtentwicklung 
 

Bezahlbarer Wohnraum ist eine zentrale Voraussetzung für sozialen Zusammenhalt und Le-
bensqualität in Nürnberg. Angesichts steigender Mieten und wachsender Bevölkerung wollen 
CSU und SPD alle finanziellen Spielräume nutzen, um den Wohnungsbau zu stärken und so-
zial ausgewogen zu gestalten. Zusätzliche Mittel aus dem Sondervermögen des Bundes wer-
den gezielt für eine Wohnungsbau-Offensive eingesetzt. Investitionen in den Wohnungsbau 
sind Investitionen in die Zukunft unserer Stadt. 

Zur Stärkung einer wirksamen und integrierten Wohnungspolitik werden die wohnungspoliti-
schen Zuständigkeiten künftig im Geschäftsbereich des 3. Bürgermeisters gebündelt. Der Be-
reich Wohnen wird dabei organisatorisch und strategisch neu aufgestellt. Gleichzeitig werden 
die Steuerung der städtischen Wohnungsbaugesellschaft (wbg Nürnberg) und der Projektent-
wicklungsgesellschaft (PEG) in diesem Bereich zusammengeführt.  

Ziel ist es, einen relevanten Anteil des kommunalen Finanzierungsanteils des Sondervermö-
gens gezielt in bezahlbaren Wohnraum zu investieren. Investitionen in den Wohnungsbau sind 
Investitionen in sozialen Zusammenhalt, wirtschaftliche Entwicklung und die Zukunft der Stadt. 
Hierbei setzen die Kooperationspartner auf folgende Punkte: 
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 Die Stadt wird den Bau von bezahlbarem und gefördertem Wohnraum unter den aktu-
ellen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen gezielt stärken. Sollte es finanzielle Spiel-
räume geben, prüft die Kooperation, Programme von Bund und Land durch kommunale 
Instrumente zu ergänzen, insbesondere dort, wo sie langfristig gesicherte Mietbindun-
gen und eine soziale Durchmischung ermöglichen. 

 Die Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Nürnberg ist ein zentrales Instrument für die 
kommunale Wohnungswirtschaft zur Wohnraumversorgung. Die wbg erhält Planungs-
sicherheit (Eigenkapitalstärkung, Wachstumspfad für bezahlbare Mieten) und soll ihren 
Bestand insbesondere an dauerhaft bezahlbaren Wohnungen weiter ausbauen. 

 Aktive Bodenpolitik: Die Stadt Nürnberg entwickelt eine langfristige Bodenstrategie, um 
Flächen für bezahlbaren Wohnraum zu sichern. Städtische Grundstücke sollen grund-
sätzlich bevorzugt im Erbbaurecht an Wohnungsbaugenossenschaften und gemein-
wohlorientierte Wohnungsbauunternehmen vergeben werden. Die Stadt nutzt ihr kom-
munales Vorkaufsrecht, um Flächen für den Wohnungsbau und für soziale Infrastruktur 
zu sichern. Aktive Bodenpolitik beinhaltet: Konzeptvergaben, Erbbaurecht, Vorkaufs-
rechte, Ankaufstrategie. 

 Bezahlbaren Wohnraum erhalten: Bestehende preisgünstige Wohnungen sollen mög-
lichst langfristig erhalten bleiben. Die Stadt prüft Programme zur Verlängerung von So-
zialbindungen.  

 Nachverdichtung und effizientere Flächennutzung: Die Stadt wird zusätzliche Potenzi-
ale im Bestand stärker nutzen. Dazu gehören Aufstockungen, Dachausbauten und 
Nachverdichtungen in geeigneten Quartieren. Ziel ist es, zusätzlichen Wohnraum zu 
schaffen, ohne zusätzliche Flächen zu versiegeln. 

 Wohnraum für junge Menschen und Auszubildende: Die Stadt wird neue Modelle für 
bezahlbares Wohnen für Auszubildende und junge Menschen entwickeln. Dazu gehört 
insbesondere die Prüfung und Umsetzung eines „AzubiWerks Nürnberg“ mit Wohnan-
geboten und Gemeinschaftsflächen. 

 Konsequente Anwendung der Zweckentfremdungssatzung: Wohnungen sind zum 
Wohnen da. Die Stadt wird den Vollzug der Zweckentfremdungssatzung personell und 
organisatorisch stärken, um Leerstand und unzulässige Ferienvermietungen konse-
quent zu verfolgen und vorhandenen Wohnraum wieder dem Wohnungsmarkt zuzu-
führen.  

 Die Entwicklung neuer Baugebiete, der Abschluss städtebaulicher Verträge und – so-
weit kommunal beeinflussbar – die Nachverdichtung stehen unter der Prämisse einer 
abgestimmten, ausgewogenen Bauleitplanung bzw. Genehmigungspraxis, die eine 
ausreichende Ausstattung mit sozialer Infrastruktur, Grün- und Freiflächen ermöglicht 
und so gut funktionierende Stadtteile entstehen lässt. Orte der Begegnung und der 
Nachbarschaft sind vorzusehen und Investoren an deren Finanzierung und Betrieb an-
gemessen zu beteiligen. 

 Die durch das Gesetz zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur Wohnraumsi-
cherung („Bau-Turbo“) eingeführten neue Instrumente, insbesondere § 246e BauGB 
sowie die erweiterten Befreiungs- und Abweichungsmöglichkeiten nach §§ 31 und 34 
BauGB, werden verantwortungsvoll umgesetzt. Eine bloße Maximierung der baulichen 
Ausnutzung wird im Sinne des verantwortlichen Stadtumbau abgelehnt. 

 Die kommunale Energie- und Wärmeplanung hat eine zentrale Bedeutung für eine so-
zial gerechte und klimaneutrale Stadtentwicklung. Die strategische Wärmeplanung 
wird im Planungs- und Baubereich gebündelt und in enger Abstimmung mit den zu-
ständigen Fachämtern, den städtischen Töchtern und weiteren relevanten Akteuren 
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weiterentwickelt. Ziel ist eine verlässliche, bezahlbare und klimaverträgliche Wärme-
versorgung in allen Stadtteilen, die konsequent mit Bauleitplanung, Stadtentwicklung, 
Sanierungsstrategien und dem Ausbau erneuerbarer Energien verzahnt wird. Die we-
sentlichen Weichenstellungen der kommunalen Wärmeplanung werden wir frühzeitig 
politisch beraten und ihre Umsetzung in Bebauungsplanung, Bestandsentwicklung und 
Infrastrukturprojekten aktiv unterstützen. 

 Die Kooperationspartner stärken Quartiersentwicklung und Beteiligungsformate und 
führen die Tradition der Sozialen Stadt fort.  

 In den Stadtteilen werden wir lebendige Orte des Zusammenhalts weiter entwickeln, 
an denen Menschen unterschiedlicher Generationen und Hintergründe zusammen-
kommen können. Dazu gehören niedrigschwellige Nachbarschaftszentren, gut gestal-
tete öffentliche Räume sowie Schulen, Kulturläden und offene Kinder- und Jugendhäu-
ser, die gemeinschaftlich genutzt werden. Bestehende Initiativen und selbstorgani-
sierte Projekte wie etwa nachbarschaftliche Treffpunkte und soziokulturelle Räume 
werden gezielt unterstützt und langfristig in die Stadtteilentwicklung eingebunden. Bei 
der Entwicklung neuer Quartiere und bei größeren Bestandsprojekten sind Orte des 
Zusammenhalts von Beginn an planerisch vorzusehen. So werden in allen Stadtteilen 
die soziale Bindung und Mitgestaltung weiter ausgebaut und der Zusammenhalt vor 
Ort konkret unterstützt. 

 

Baugenehmigungen und Bebauungspläne 

Für die Weiterentwicklung unserer Stadt sind die zügige Erteilung von Baugenehmigungen 
und die in einer angemessenen Zeit aufzustellenden Bebauungspläne sowohl für den Bereich 
Wohnen, als auch für die Wirtschaft essentiell. 

In den vergangenen Jahren wurden diese Prozesse durch neue Gesetze, aber auch durch 
städtische Satzungen und Auflagen immer komplizierter und damit langwieriger. Ein zentrales 
Problem dabei ist, dass die an den Baugenehmigungen und Bebauungsplänen beteiligten 
Dienststellen naturgemäß ihre eigenen Interessen vertreten und es so an einer übergeordne-
ten Instanz fehlt, die immer wieder auftretende Zielkonflikte im Wege der Abwägung lösen 
kann. 

Daher wollen wir eine zentrale Verantwortung für die Planungsprozesse in der Bauverwaltung 
ansiedeln. Dies kann durch Umsiedelung von Personal aus den beteiligten Dienstellen, durch 
die Schaffung eines Projektverantwortlichen, oder auch die Änderung der Entscheidungspro-
zesse (z.B. Zuständigkeit für Grünordnung) herbeigeführt werden. Wir werden hier im weiteren 
Prozess der Verwaltungsreform die richtigen zielführenden Schritte identifizieren und diese in 
die Umsetzung bringen. Eine zentral ausgerichtete Struktur wird dafür sorgen, dass an kriti-
schen Stellen Entscheidungen getroffen werden können, die dann für alle bindend sind. 

Bei Bebauungsplänen sollen die zentralen Zielkonflikte und Leitplanken zu Beginn des Ver-
fahrens zusammengestellt werden und in einem Gremium (analog Entscheiderkreis Bauland-
beschluss) ein Vorschlag für den Umgang mit diesen Sachverhalten erarbeitet werden. Diese 
Leitlinien für die weitere Bearbeitung sind dem Stadtrat zur Abstimmung zusammen mit dem 
Einleitungsbeschluss vorzulegen. 
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4. Mobilität 
  

Unser verkehrspolitisches Leitbild folgt dem Anspruch, Mobilität in Nürnberg nachhaltig, effi-
zient und verlässlich für alle zu gestalten. Mobilität ist Voraussetzung für Teilhabe – zur Arbeit, 
zur Bildung und zum sozialen Leben. Dabei setzen wir auf ein pragmatisches und verlässliches 
Miteinander aller Verkehrsträger – von Fuß- und Radverkehr über den öffentlichen Nahverkehr 
bis hin zum motorisierten Individual- und Wirtschaftsverkehr – mit klaren Prioritäten zugunsten 
umweltfreundlicher Mobilität. 
 
Die Mobilitätswende ist eine zentrale Zukunftsaufgabe. Wir wollen deutlich mehr Menschen für 
den öffentlichen Nahverkehr gewinnen, das Fahrrad als attraktives Verkehrsmittel konsequent 
stärken und den Umweltverbund in den Mittelpunkt unserer Verkehrspolitik stellen. Gleichzeitig 
setzen wir auf eine intelligente Vernetzung der Verkehrsformen sowie eine leistungsfähige Inf-
rastruktur. Verkehr wollen wir gezielt steuern, auf leistungsfähige Hauptachsen konzentrieren 
und so Wohnquartiere entlasten sowie die Lebensqualität in unserer Stadt spürbar verbessern. 
 

 Wir bündeln die Zuständigkeiten im Bereich Verkehr in einem leistungsfähigen Mobili-
tätsreferat. Durch klarere Strukturen und kürzere Abstimmungswege schaffen wir die 
Voraussetzungen für schnellere Planungs- und Entscheidungsprozesse. 
 

 Wir stärken den öffentlichen Personennahverkehr als Rückgrat der urbanen Mobilität. 
Ziel ist ein attraktives und verlässliches Angebot mit guten Taktungen und einer bes-
seren Vernetzung in der gesamten Metropolregion. Wir treiben den Bau der Stadt-Um-
land-Bahn, die Straßenbahnverlängerung über die Brunecker Straße bis zum Südklini-
kum und zur Minervastraße voran.  
 

 Wir sind offen für innovative Verkehrskonzepte, dabei werden wir auch eine Magnet-
bahn als industriepolitischen Showcase an der NürnbergMesse prüfen. 
 

 Die Stadt-Umland-Bahn ist eines der zentralen Infrastrukturprojekte der Metropolre-
gion. Sie verbindet nicht nur Städte, sondern auch wichtige Wirtschafts- und Wissen-
schaftsstandorte und trägt maßgeblich zur Mobilitätswende in der Region bei. Gemein-
sam mit den Nachbarstädten Erlangen und Herzogenaurach wollen wir deren Bau und 
Realisierung zügig vorantreiben. 
 

 Der kreuzungsfreie Ausbau des Frankenschnellwegs bleibt eines der zentralen Ver-
kehrs- und Stadtreparaturprojekte der Stadt. Die Kooperationspartner bekennen sich 
klar zu diesem Vorhaben und werben gemeinsam für die Ablehnung des initiierten Bür-
gerbegehrens. Ziel ist es, eine Förderung von 80 Prozent der Gesamtkosten durch den 
Freistaat Bayern zu erreichen. 
 

 Die Kooperationspartner werden die Mobilität von Kindern und Jugendlichen erleich-
tern und Familien finanziell entlasten. Deshalb ist die Einführung eines kostenlosen 
Schülertickets ein wichtiges Ziel der Zusammenarbeit. Schülerinnen und Schüler bis 
einschließlich der 10. Jahrgangsstufe, die nach den aktuell gültigen Regelungen keinen 
Anspruch auf eine Kostenübernahme für den Schulweg haben, sollen künftig ein von 
der Stadt finanziertes Ticket für Bus und Bahn erhalten. Zur Umsetzung wird die Stadt 
gemeinsam mit der VAG bis zu den Haushaltsberatungen 2027 ein tragfähiges Finan-
zierungskonzept vorlegen. Auf dieser Grundlage soll das kostenlose Schülerticket ein-
geführt werden. 
 

 Wir treiben die Planungen der Verlängerung der U-Bahnlinie U2 nach Eibach und Rei-
chelsdorf sowie eine Wiederbelebung der Straßenbahn durch die Pirckheimer Straße 
in Form einer Hochschullinie weiter voran. 
 

 Wir prüfen eine Verlängerung der U-Bahnlinie U3 nach „Neu-Wetzendorf“.  
 



 

14 
 

 Wir unterstützen einzelne Maßnahmen, um den Takt für Busse und Bahnen in Nürn-
berg zu verbessern. 
 

 Der Wandel der Innenstadt ist in vollem Gange. Es braucht bessere Wege für Fußgän-
ger, barrierefreie Pflasterung, mobile Sitzgelegenheiten und digitale Orientierungshil-
fen. Wir prüfen zudem die Einführung von City-Buslinien für die Nürnberger Altstadt. 
 

 Wir stärken den Fußverkehr und setzen die Fußverkehrsstrategie um, insbesondere 
zur Verbesserung von Sicherheit und Barrierefreiheit für Fußgängerinnen und Fußgän-
ger. 
 

 Wir verbessern das Baustellenmanagement grundlegend. Baustellen werden künftig 
besser aufeinander abgestimmt, Koordinierungsprozesse optimiert und die Zeiträume 
zwischen Baustellenreinrichtung und tatsächlichem Baubeginn deutlich verkürzt. Ziel 
ist es, durch die Planung aus einer Hand die Verkehrsbehinderungen auf ein Minimum 
zu reduzieren. Gleichzeitig sorgen wir für mehr Transparenz, Verlässlichkeit und 
Tempo bei Baustellen.  
 

 Wir entwickeln einen Masterplan Parken für Nürnberg. Neben dem Ausbau von Quar-
tiersparkhäusern erschließen wir zusätzliche Potenziale im Bestand, insbesondere 
durch die Nutzung von Parkflächen von Supermärkten, Discountern und Baumärkten 
für Anwohnerinnen und Anwohner, und übertragen dieses Modell auf alle Stadtteile. 
Ergänzend setzen wir auf pragmatische Lösungen beim Gehwegparken. 
 

 Wir fordern weiterhin gemeinsam von der Bundesregierung eine Änderung der Stra-
ßenverkehrsordnung, damit die Stadt Nürnberg in Wohngebieten das dauerhafte Par-
ken von Kleinlastern ab 3,5 Tonnen regulieren kann. Zudem prüft die Stadt die groß-
flächige Ausweisung von „nur PKW“ Parkgebieten, um sehr belastete Stadtteile durch 
dauerhaft abgestellte Kleinlaster zu entlasten und gerade für Schulkinder mehr Sicher-
heit zu ermöglichen. 
 

 Wir prüfen Maßnahmen zur Begrenzung des längerfristigen Parkens von Fluggästen 
in Wohngebieten nach dem Vorbild des „Memminger Modells“, um Anwohnerinnen und 
Anwohner wirksam zu entlasten und den Parkdruck zu reduzieren. 
 

 Die Schaffung von zusätzlichen P+R-Plätzen in Nürnberg und in Zusammenarbeit mit 
der VAG/VGN und den Kommunen in der Metropolregion wird forciert. Dabei ist ein 
Ersatz für P+R-Flächen an der Bauernfeindstraße zu gewährleisten. 
 

 Ampelsysteme sind teuer in der Errichtung und im Unterhalt. Wir sind davon überzeugt, 
dass es nicht an jedem Bestandsstandort eine Ampelanlage braucht. Wir prüfen daher 
bei zur Sanierung anstehenden Anlagen und bei neuen Kreuzungen, ob Anlagen re-
duziert bzw. durch Kreisverkehre ersetzt werden können.  
 

 Wir entwickeln die Verkehrsleitsysteme unter Einsatz von KI zur Optimierung von Ver-
kehrsfluss, Auslastung und Echtzeitsteuerung weiter. Insbesondere prüfen wir Mobili-
tätskonzepte für die Verkehrslenkung (fließender und ruhender Verkehr) im Veranstal-
tungsgroßraum Dutzendteich gemeinsam mit der NürnbergMesse. 
 

 Das Fahrrad nimmt eine wichtige Rolle im Verkehrsmix der Zukunft ein. Wir halten 
daher an den Planungen zum Ausbau der Radverkehrsinfrastruktur fest und setzen 
insbesondere die Entwicklung und den Ausbau der Radvorrangrouten konsequent fort. 
Ziel sind sichere, direkte und durchgängige Verbindungen im gesamten Stadtgebiet. 
Wo es möglich und wirtschaftlich vertretbar ist, setzen wir auf eine vom Auto- und 
Fußgängerverkehr baulich getrennte Radinfrastruktur. Die Radverkehrskampagne 
„Nürnberg steigt auf“ schreiben wir fort. 
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 E-Scooter und Leihräder sind eine moderne Ergänzung der individuellen Mobilität und 
des öffentlichen Nahverkehrs. Gleichzeitig werden wir die Regulierung für Abstellflä-
chen und weitere Auflagen im Sinne des guten Miteinanders ausweiten.  
 

 An der geltenden Beschlusslage zur Bamberger Straße halten wir fest. 
 
 
 
 

5. Sicherheit, Sauberkeit und Bürgerservice 
 

Nürnberg ist weiterhin eine sichere Großstadt, das zeigt die Statistik der Polizei deutlich. Wir 
wollen weiter gemeinsam mit der Polizei und den Hilfsorganisationen, den Trägern der Wohl-
fahrtspflege, der Zivilgesellschaft und anderen Akteuren dafür arbeiten, dass dies so bleibt. 
Wir wissen, dass das subjektive Sicherheitsempfinden mancher Bürgerinnen und Bürger nicht 
der objektiven Lage entspricht. Wir nehmen diese Ängste ernst und treten ihnen auch mit den 
entsprechenden sicherheitspolitischen, sozialpolitischen, stadtgestalterischen und mit zusätz-
lichen Sauberkeitsmaßnahmen entgegen. 
 
In weltpolitisch unsicheren Zeiten werden wir die Stadtverwaltung resilienter machen und uns 
zum Schutz der Bevölkerung und Infrastruktur der zivilen Verteidigung und dem Bevölkerungs-
schutz verstärkt und gesamtstädtisch widmen. 

 
 Der Zivilschutz/die zivile Verteidigung werden stark an Bedeutung gewinnen. Die Zu-

ständigkeit hierfür liegt führend beim Bürgermeisteramt (Stabsstelle) und der Feuer-
wehr; die Aufgabe ist indes eine gesamtstädtische.  
 

 Der erfolgreiche Sicherheitspakt mit der Polizei und der Justiz wird fortgesetzt und wei-
terentwickelt.  
 

 Die Freiwilligen Feuerwehren leisten einen herausragenden Beitrag für unser aller Si-
cherheit in der Stadt. Aus Wertschätzung aber auch technischer Notwendigkeit heraus 
wird das begonnene Sanierungsprojekt der Feuerwehrgerätehäuser weiter fortgesetzt 
und zu einem Abschluss gebracht.  
 

 Wir stärken die Präsenz von Ordnungsdiensten, um das Sicherheitsgefühl im öffentli-
chen Raum zu verbessern. Der kommunale Außendienst (ADN) wechselt zum Ord-
nungsamt, um Sicherheitskompetenzen stärker zu vernetzen. Er soll schrittweise wei-
ter personell ausgebaut und gestärkt werden. Er arbeitet im Rahmen der rechtlichen 
Möglichkeiten der kommunalen Verkehrsüberwachung (KVÜ) bei der Dokumentation 
verkehrsrechtlicher Ordnungswidrigkeiten zu. Die Zuständigkeit der KVÜ wird nach 
Möglichkeit Schritt für Schritt auf das gesamte Stadtgebiet ausgedehnt und personell 
entsprechend hinterlegt. Die Einsatzgebiete werden immer wieder überprüft und an die 
Bedürfnisse der Bürger angepasst. 
 

 Sauberkeit und Ordnung im öffentlichen Raum sind Voraussetzungen für Lebensqua-
lität und Respekt im Zusammenleben. Wir werden die Stadtreinigung stärken, die 
Rückkehr zu einer bürgerfreundlichen, klassischen Sperrmüllabholung prüfen sowie 
konsequent gegen Müllsünder vorgehen. Dazu setzen wir uns für höhere Geldbußen 
auf Landesebene ein und erweitern gezielt den Einsatz von Videoüberwachung an be-
kannten Problempunkten. Hierzu schaffen wir im Rahmen von Pilotprojekten neue 
Grundlagen und wirken darauf hin, die entsprechenden Rechtsgrundlagen zu schärfen 
und zu schaffen. Illegale Müllablagerungen und Verschmutzungen im öffentlichen 
Raum sollen stärker verfolgt werden. Unser Ziel ist klar: eine saubere, sichere und 
verlässliche Stadt, in der sich alle Menschen wohlfühlen können.  
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 Die Sicherheit im öffentlichen Raum ist zentral für das Zusammenleben einer Gesell-
schaft; der öffentliche Raum gehört allen, auch vermeintlichen Randgruppen. Wo je-
doch einzelne Gruppen durch ihr Verhalten andere faktisch von der Nutzung ausschlie-
ßen, handeln wir konsequent. Durch einen gezielten Maßnahmenmix aus klassischen 
Sicherheitsinstrumenten, Prävention und Beratung sowie Infrastrukturmaßnahmen fin-
den wir gemeinsame Lösungen für bestimmte Orte, Problemlagen oder Personengrup-
pen. Wir denken den Sicherheitsbegriff also umfassend und in der gesamten Breite der 
Stadtverwaltung und ihrer Möglichkeiten.  
 

 Durch mehr sichtbare Sauberkeit werden wir die objektive und subjektive Sicherheit 
stärken (z.B. Mängelmelder-App fortentwickeln, Aufkleber an Verkehrszeichen konse-
quent entfernen und die Intervalle für das Leeren der Abfallbehälter oder die Straßen-
reinigung optimieren). Wir entwickeln hier zudem Strategien zur schnellen Reaktion 
und ad hoc Beseitigung von Verschmutzungen.  
 

 Im ÖPNV wollen wir gemeinsam mit der VAG das Sicherheitsempfinden der Menschen 
stärken.  

 
 
 
 

6. Bildung, Betreuung, Jugend und Sport 
 

Bildung und Schule  

Bildung beginnt im frühen Lebensalter und umfasst formales, non-formales und informelles 
Lernen. Bildung schafft die Grundlagen für ein selbstbestimmtes Leben, für eine wirtschaftlich 
unabhängige Lebensgestaltung, für berufliche, soziale und politische Teilhabe und für die 
gleichberechtigte Chance aller, Potenziale und Talente zu entfalten und zum Wohl der Allge-
meinheit einzubringen. 

Die Kooperationspartner bekennen sich zur Stärkung und Weiterentwicklung einer leistungs-
fähigen und differenzierten Bildungslandschaft unter dem gemeinsamen Ziel der Bildungsge-
rechtigkeit für alle Nürnbergerinnen und Nürnberger. Nürnberg soll als starker, innovativer und 
zukunftsfähiger Bildungs-, Schul- und Hochschulstandort weiterentwickelt werden. Dafür tra-
gen entsprechend ihrer jeweiligen Aufgabenbereiche mehrere Ressorts der Stadtverwaltung 
Verantwortung. 

Der demographischen Entwicklung wurde und wird durch einen kontinuierlichen Ausbau der 
Bildungsinfrastruktur für alle Altersgruppen Rechnung getragen.  

Ziel ist es, allen Bürgerinnen und Bürgern – unabhängig von Herkunft, sozialem Status oder 
Lebensalter – bestmögliche Bildungs- und Teilhabechancen zu eröffnen. Denn gute Bildung 
hat Auswirkungen auf nahezu alle Bereiche kommunalen Handelns – Wirtschaft, Arbeitsmarkt, 
Gesundheit, Armutsprävention, Demokratieförderung, Integration, Familie und Existenzsiche-
rung. 

Die Kooperationspartner messen der Vermittlung demokratischer Grundwerte, politischer Bil-
dung sowie gesellschaftlicher Verantwortung eine zentrale Rolle bei. Schulen und außerschu-
lische Bildungsträger werden dabei unterstützt, diese Themen parteipolitisch neutral zu ver-
mitteln.  
 
Die musikalische und kulturelle Bildung wird als wesentlicher Bestandteil einer ganzheitlichen 
Persönlichkeitsentwicklung gestärkt. Die Stadt fördert die Zusammenarbeit zwischen Schulen, 
Kindertageseinrichtungen, Musikschulen, kulturellen Einrichtungen und der Hochschule für 
Musik sowie der Erziehungswissenschaftlichen Fakultät.  
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Frühkindliche Bildung  

Kitas und Tagespflege leisten unverzichtbare Beiträge am Beginn des Bildungswegs, zugleich 
ermöglichen sie die Vereinbarkeit von Berufstätigkeit und Kindererziehung und sind daher we-
sentlich für die Erschließung des Fachkräftepotenzials am Arbeitsmarkt und für eine familien-
freundliche Stadt. 

 Wir schließen den Ausbau im gesamten Stadtgebiet bedarfsgerecht ab. Zugleich wei-
sen viele Gebäude erheblichen Sanierungsbedarf auf.  

 Mit der Annäherung an die Vollversorgung liegt besonderes Augenmerk auf der klein-
räumigen Steuerung und Abstimmung in Planung und Betrieb. Dies gestalten wir in 
enger Kooperation mit den freien Trägern der Kindertageseinrichtungen.  

 Gestiegene Elternbeiträge stellen eine erhebliche Belastung für viele Familien dar, die 
auch den Zugang zur frühkindlichen Bildung hemmen können. Dem wollen wir best-
möglich durch akzeptable Elternbeiträge entgegenwirken.  

 

Schule 

Den Schulen kommt im Bereich der Bildung eine besondere Bedeutung zu.  

Die Stadt Nürnberg unterstützt im Rahmen ihrer Zuständigkeiten alle Schularten – von der 
Grundschule, Förderschule über weiterführende allgemeinbildende Schulen bis hin zu den be-
ruflichen Schulen in ihrer pädagogischen Arbeit. Besonderes Augenmerk gilt der Sicherung 
hoher Bildungsstandards, der individuellen Förderung sowie der Stärkung praxisnaher und 
berufsorientierter Bildungsangebote.   

Wir legen einen besonderen Fokus auf die Übergänge zwischen den Schularten sowie von 
Schule und Beruf.  

Wir wollen die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die ohne Abschluss die Schule verlassen, 
weiter reduzieren und die Möglichkeiten, die durch die bestehende Durchlässigkeit des Schul-
systems bestehen, weiter nutzen.  
 
Initiativen zur Exzellenzförderung werden gefördert. 
 

Kommunale Schulen der Stadt Nürnberg 

Die Stadt Nürnberg betreibt seit Jahrzehnten ein eigenes kommunales Schulwesen. Dieses 
bietet insbesondere jungen Menschen in Nürnberg sehr gute schulische Aus- und Weiterbil-
dungsmöglichkeiten. Die Schulen sind Lern- und Erlebnisorte zugleich. Durch den Strategie-
prozess “Vision 2040” wurde eine Weiterentwicklung des Schulwesens der Stadt Nürnberg 
angestoßen. Dabei geht es um die Beantwortung der Frage, welche Angebote wir an den 
kommunalen Schulen brauchen, um die Schülerinnen und Schüler bestmöglich in ihrer Ent-
wicklung und ihrem Lernerfolg zu unterstützen. CSU und SPD stehen zum kommunalen Schul-
wesen und dem Strategieprozess „Schule Vision 2040“. 

Um dem veränderten Schülerklientel und den pädagogischen Herausforderungen der nächs-
ten Jahrzehnte gerecht zu werden, werden unterstützende Leistungen für Schülerinnen und 
Schüler, sowie für Lehrkräfte, erhalten und ausgebaut. 

Die Weiterbildungsmöglichkeiten, die das kommunale Schulwesen anbietet, werden erhalten 
und inhaltlich weiterentwickelt. Gerade die Weiterbildung ist ein zentraler Standortvorteil für 

den Wirtschaftsstandort Nürnberg. 
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Stadt als Sachaufwandsträgerin 

In ihrer Sachaufwandsträgerschaft hat die Stadt Nürnberg viele Gebäude, teils neu errichtet, 
teils historisch. Wir halten am beschlossenen Schulbau- und Sanierungsprogramm fest und 
legen in dieser Wahlperiode einen Fokus auf die Sanierung von Bestandsbauten. Diese The-
men haben bei den Haushaltsberatungen Priorität.  
 
Die geschaffenen digitalen Lernstrukturen werden verstetigt und stetig weiterentwickelt. 
 
Darüber hinaus gilt es, in der schulischen Bildung gemeinsam mit der staatlichen Schulver-
waltung folgende Schwerpunkte voranzutreiben:  

 Ausbau der ganztagsschulischen Angebote für Grundschulkinder einschließlich ver-
lässlicher Ferienbetreuung.  

 Verbesserung gelingender Übergänge zwischen Schularten sowie bei Schulartwech-
sel. 

 Systematische Deutschförderung für Kinder und Jugendliche mit Deutsch als Zweit-
sprache als Grundlage für Bildungserfolg und Integration.  

 Durch geeignete gemeinsame Initiativen stärken wir die Mittelschule und reduzieren 
den Anteil der Schülerinnen und Schüler, die die Schule ohne Abschluss verlassen.  

 Um Schülerinnen und Schüler mit besonderen Förderbedarfen inklusiv im Bildungssys-
tem zu beschulen, erarbeiten wir in Kooperation mit den Kostenträgern geeignete 
Strukturen, um dieser Aufgabe nachkommen zu können.  
 
 

Ganztägige Bildung für Grundschulkinder  

Der Nürnberger Weg zu ganztägiger Bildung und Betreuung für Grundschulkinder soll fortge-
setzt und weiterentwickelt werden.  

Den Rechtsanspruch setzen wir unter den im Freistaat Bayern gesetzten Bedingungen ver-
lässlich um, das heißt:  

 Stabilisierung und Arrondierung des Hortangebots,  
 Erweiterung schulischer Angebote der Mittagsbetreuung und des Ganztags um ver-

bindliche Ferienbetreuung sowie  
 den Ausbau des kooperativen Ganztags an allen Standorten, die baulich dafür geeignet 

sind.  
 Unser gemeinsames Ziel ist es, Eltern im Anmeldeprozess frühestmöglich Planungssi-

cherheit und Verlässlichkeit zu bieten, durch eine geeinte Anmeldeplattform für alle 
Formen der ganztägigen Bildung.  

 Wir wirken darauf hin, dass der Rechtsanspruch auf ganztägige Bildung auch für Kinder 
mit besonderem Förderbedarf in den unterschiedlichen Zuständigkeiten umgesetzt 
wird.  

 

Erwachsenenbildung und Weiterbildung  

 

Wir bekennen uns zur Bedeutung der Erwachsenenbildung und der beruflichen Weiterbildung 
sowie der Integration und Sprachförderung im Bildungsbereich.  

 
Hochschulen und Universitäten  
 
Hochschulen und Universitäten sind zentrale Partner für Innovation, Fachkräftesicherung und 
gesellschaftlichen Fortschritt. Wir setzen uns für eine enge Kooperation zwischen Hochschu-
len, Wirtschaft und Schulen sowie weiteren Akteuren ein und unterstützen Wissenstransfer, 
Gründungen sowie die Gewinnung und Bindung von Fachkräften aktiv. 
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Wir setzen weiter auf Nürnberg als Standort für die erziehungswissenschaftliche Fakultät und 
unterstützen die FAU bei der Suche eines geeigneten Standorts im Stadtgebiet. 
 

 
 
Jugend  

Junge Menschen sind eine Minderheit in unserer Stadtgesellschaft. Ihnen müssen wir Räume 
bieten und Gehör verschaffen.  

 Wir fördern den bedarfsgerechten Ausbau der Kinder- und Jugendarbeit im ganzen 
Stadtgebiet und schaffen damit Orte für junge Menschen. 

 Wir setzen die Planungen für das Kinder- und Jugendhaus mit Trendsporthalle bald-
möglichst um.  

 Die Jugendberufsagentur als rechtskreisübergreifendes Akteursnetzwerk zwischen 
Stadt, Schulverwaltung, Arbeitsagentur und Jobcenter wird weiterentwickelt und die 
Bündelung von Angeboten und deren Vermittlung, nicht zuletzt in der gemeinsamen 
Anlaufstelle, wird fortgeführt. Das Projekt „Schlau“ verbleibt im Schulbereich. 

 Die Jugendsozialarbeit an Schulen wollen wir weiter bedarfsgerecht ausbauen.  
 Wir wollen die Burg Hoheneck als Jugendbildungsstätte zukunftsfähig aufstellen und 

setzen uns gemeinsam für Sanierung und Teilneubau ein. Dafür planen wir in realisti-
schen Umsetzungsschritten und intensivieren die Fördermittelakquise.  

 Das Thema Beteiligung bleibt wichtiger Bestandteil der Kinder- und Jugendpolitik in 
Nürnberg. Kinder und Jugendliche sollen früh an allen sie betreffenden Fragen beteiligt 
werden, um eine nachhaltige Partizipationsstruktur zu schaffen. Dies erreichen wir mit 
dem Jugendbeteiligungsformat laut!, den Kinderversammlungen und weiteren Forma-
ten. 

 Politische Bildung in Schulen und an außerschulischen Lernorten stärken wir, insbe-
sondere auch die historisch-politische Bildung im Doku-Päd.  

 Wir verbessern unsere Angebote für junge Menschen und gleichzeitig stärken wir die 
Demokratieorientierung der jungen Generation. Insgesamt wird eine nachhaltige Parti-
zipationskultur angestrebt. 

 

Kinder, Jugendliche und in Not zu unterstützen ist kommunale Kernaufgabe.  

 Das Kinder- und Jugendhilfezentrum Reutersbrunnenstraße als Schutzort für junge 
Menschen in besonderen Notlagen setzen wir wie geplant um. 

 Wir nehmen Einsamkeit und mentale Gesundheit insbesondere bei jungen Menschen 
stärker in den Blick und bündeln vorhandene Angebote sowie niedrigschwellige Unter-
stützungsangebote in den Stadtteilen. 

 

 
Sport 

Trotz angespannter Haushaltlage konnten in der Ratsperiode 2020-2026 die Fördergelder für 
Baumaßnahmen und der Sonderzuschuss für Sportvereine erhalten bleiben. Mit der KIA- Met-
ropol-Arena konnte eine moderne Sportveranstaltungshalle gebaut werden, die sich wirtschaft-
lich trägt. Neue Sporthallenkapazitäten konnten geschaffen werden und der Bikepark am 
Schmausenbuck gemeinsam mit einer Legalisierung der „Zabotrails“ realisiert werden. Mit 
dem Metropolmarathon hat sich ein interkommunales Lauf-Event für die ganze Region etab-
liert und die Stadt hat das Landesturnfest 2027 nach Nürnberg geholt.  

Für die Ratsperiode 2026-2032 vereinbaren die Kooperationspartner folgende Schwerpunkte:  

 Die aktuellen vier Bundesstützpunkte (Taekwondo, Rad, Triathlon und Ringen) sollen 
in Nürnberg gehalten und deren Zahl als moderner Standort für olympische Sommer-
sportarten ausgebaut werden. 
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 Die geplante Ausweitung der Sporthalleninfrastruktur wollen wir fortsetzen, um die an-
gespannte Hallensituation im Stadtgebiet deutlich zu verbessern. Ebenfalls bauen wir 
den Sanierungsstau bei Turnhallen sukzessive ab. 

 Der Ausbau der Trainingsbedarfe für Eissport soll durch eine neue Eistrainingshalle an 
der ARENA gedeckt werden.  

 Alle Kinder sollen Schwimmen lernen, deshalb erweitern wir den Schwimmunterricht 
für alle Grundschulkinder. 

 Zur Stärkung der Leistungsfähigkeit der Sportvereine prüfen wir eine Erhöhung der 
Zuschüsse. Die Gewinnung von qualifizierten Übungsleitern ist ein essenzieller Faktor 
für den Erfolg von Vereinen, diese wollen wir durch eine Erhöhung der Übungsleiter-
zuschüsse in die Lage versetzen, marktübliche Vergütungen zu bezahlen.  

 Eine Zusammenarbeit von Sportvereinen und städtischen Einrichtungen ist anzustre-
ben, z. B. beim Ausbau der Ganztagsbetreuung und dem Aufbau einer Organisations-
struktur, damit auch kleinere Vereine die Möglichkeit haben, Ganztagsangebote bereit-
halten zu können.  

 Darüber hinaus fahren wir städtische Angebote zurück, wo diese Vereinen Konkurrenz 
machen. 

 Das Ehrenamt in den Vereinen soll stärker durch Digitalisierung entlastet werden. Ein 
erster Schritt soll die Digitalisierung der Sportstättenvergabe sein.  

 Im Rahmen der Urbanen Gartenschau wollen wir gleichzeitig die Sportanlagen im 
Burggraben sanieren, um nachhaltig Erholung und Bewegung dort zu verankern. Ins-
besondere wird der zurzeit für die Öffentlichkeit gesperrte Basketballplatz des Laben-
wolf-Gymnasiums wieder der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. 

 Der Dutzendteich bleibt weiter Sportfläche. 
 Wir prüfen die Einführung eines „Nürnberger Sportjahres“. In Zusammenarbeit mit allen 

Sportvereinen will die Stadt dabei allen Erstklässlern ermöglichen, ein Jahr kostenlos 
in einem Nürnberger Sportverein Mitglied zu werden. Das sorgt für einen niederschwel-
ligen Zugang zu den Sportvereinen und bringt diesen ein großes Potenzial an neuen 
Mitgliedern. Ein Finanzierungsvorschlag wird erarbeitet.  

Wir bekennen uns zu Großsportveranstaltungen in Nürnberg und prüfen eine Bewerbung für 
die „Finals“ als zentrale Veranstaltungen der Deutschen Meisterschaften in vielen Sportarten. 
Damit wollen wir Nürnberg als moderne Sportstadt, auch in Bezug auf Olympische Spiele in 
München und Teilwettbewerbe in Nürnberg, präsentieren. 

Trendsport gewinnt auch für Nürnberg zunehmend an Bedeutung. Er spricht neue Zielgruppen 
an, vor allem Jugendliche und junge Erwachsene. Wir fördern dies gezielt indem dafür neue 
Bewegungsräume geschaffen werden, bestehende Anlagen modernisiert und in Kooperatio-
nen mit Vereinen und freien Initiativen dieser ausgebaut wird. 

 

Stadion-Umbau  

Der Umbau des Max-Morlock-Stadions zu einer modernen, inklusiven und nachhaltigen Sport-
stätte wird vorangetrieben. Ziel ist ein Stadion, das die Heimat des 1. FC Nürnberg stärkt, 
internationalen Anforderungen gerecht wird und zugleich ein Ort für die gesamte Stadtgesell-
schaft ist.  
 
Leitbild ist ein „Stadion für alle“ mit hoher Aufenthaltsqualität, guten Sichtverhältnissen, und 
einer dichten Atmosphäre. Zugleich soll das Stadion auch abseits von Spieltagen ein offener 
und lebendiger Ort für Fans und Stadtgesellschaft sein, der für Sport, Kultur und gesellschaft-
liche Veranstaltungen genutzt werden kann.  
 
Dazu wird ein Kommunalunternehmen gegründet; Planung und Bau sollen im Rahmen eines 
Totalübernehmer-Modells (TÜ) realisiert werden, um Kosten- und Terminsicherheit zu gewähr-
leisten. Ziel ist es mit dem Freistaat eine Vereinbarung zu treffen, in welcher die Zuschusshöhe 
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mindestens in gleicher Höhe wie das Eigenkapital der Stadt Nürnberg (inkl. Grundstück) ver-
einbart werden. 
 
Der Umgang mit denkmalgeschützter Bausubstanz sowie prägenden Elementen wie den 
Flutlichtmasten soll möglichst mit einer wirtschaftlichen Tragfähigkeit und 
moderne Weiterentwicklung in Einklang gebracht werden.  
 
Die Planung orientiert sich am Grundsatz „Stadion pur“. Zusätzliche Nutzungen im Stadion- 
mantel werden nur weiterverfolgt, wenn sie einen klaren finanziellen Mehrwert bieten, wirt- 
schaftlich tragfähig sind und den Projektfortschritt nicht verzögern.  

 

 

7. Soziales, Familien, Senioren, Inklusion, Gesundheit und Pflege  
 
 

Soziales 

Wir stehen für gesellschaftlichen Zusammenhalt, Verantwortung und gelebte Solidarität. Wir 
gestalten Nürnberg als soziale, sichere und lebenswerte Stadt. Dabei bekennen wir uns zu 
einer Politik, die Chancen ermöglicht, Leistung anerkennt, Eigenverantwortung stärkt, Hilfe 
zielgerichtet gewährt und diejenigen schützt, die auf Unterstützung angewiesen sind.  

Wir gehen verantwortungsvoll mit öffentlichen Mitteln um, bieten Hilfe zur Selbsthilfe, Schutz 
für die Schwächeren und Verlässlichkeit für alle Generationen. Den Aktionsplan Queeres 
Nürnberg setzen wir weiter um. 

 

Sozialstaatsreform  

Wir setzen die durch die Bundesregierung angekündigten Reformen des Sozialstaats zügig 
und bürgerorientiert um. Effizienzreserven und Einsparpotenziale realisieren wir zugunsten ei-
ner Entlastung der Beschäftigten und des Haushalts.  
 
Die Zusammenführung der individuellen Bürgerdienste im Stadthaus Q ermöglicht uns die 
bestmögliche Bündelung. 
 
Die Sozialkonferenz als moderierter, gemeinsamer Prozess von Politik, Verwaltung und Trä-
gern wird konsequent weitergeführt. 

 

Familie 

Wir setzen uns für ein familienfreundliches Nürnberg ein. 

 Wir verbessern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und entlasten Familien im All-
tag gezielt durch verlässliche Angebote, Beratung und gute Infrastruktur. 
 

 Im Stadthaus Q richten wir eine Anlaufstelle für Familien ein.  
 

 

Seniorinnen und Senioren 

Fast ein Viertel der Bevölkerung ist älter als 65 Jahre. Die ältere Generation ist für uns ein 
unverzichtbarer Teil der Stadtgesellschaft und ihre Lebensleistung verdient ebenso Respekt 
wie ihre Bedürfnisse Aufmerksamkeit.  
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Deshalb setzen wir auf Würde, Sicherheit und Teilhabe im Alter und wollen der älteren Gene-
ration Beratung, Begegnung und Unterstützung vermitteln und anbieten, in Kooperation mit 
dem Stadtseniorenrat. 

 Wir wollen seniorengerechte Infrastruktur weiter ausbauen, barrierefreier gestalten und 
Wege sowie den öffentlichen Nahverkehr gut erreichbar gestalten. 

 Wir wollen die Stadtteilseniorennetzwerke als unverzichtbare quartiersorientierte prä-
ventive Struktur der kommunalen Altenhilfe und Daseinsvorsorge weiter stärken und 
kleinräumiger im Stadtgebiet ausbauen, damit Seniorinnen und Senioren möglichst 
lange selbstbestimmt in ihrem Zuhause leben können und trotzdem verlässliche An-
sprechpartner haben.  

 Vereinsamung im Alter wollen wir klar entgegentreten, deshalb fördern wir Begeg-
nungsstätten, Nachbarschaftshilfen, aufsuchende Angebote und das Ehrenamt. 

 

Inklusion – Teilhabe ermöglichen, Gemeinschaft stärken 

Inklusion bedeutet für uns, dass Menschen mit Behinderung selbstverständlich am gesell-
schaftlichen Leben teilnehmen können.  

Wir bekennen uns nachdrücklich zu unseren städtischen Töchtern Noris Inklusion und NOA 
und unterstützen deren Arbeit wohlwollend. Sie leisten einen wertvollen Beitrag zur Stadtge-
sellschaft.  

 

 Öffentliche Gebäude und Einrichtungen werden schrittweise barrierefrei gestaltet. 
 Den Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention schreiben wir in 

enger Kooperation mit dem Behindertenrat Nürnberg fort. 
 Wir fördern inklusive Bildungs-, Arbeits- und Freizeit- und Sportangebote in enger Ab-

stimmung mit Trägern und Betroffenen sowie deren Angehörigen. 
 Die Integration in den ersten Arbeitsmarkt hat Vorrang – unterstützt durch passgenaue 

Förderinstrumente und lokale Netzwerke. 
 Wir stärken das Bewusstsein für Inklusion in der Stadtgesellschaft durch gezielte Infor-

mations- und Sensibilisierungsmaßnahmen und bauen durch eine gezielte Weiterent-
wicklung das Netzwerk weiter aus und stützen die Koordinierungsgruppe Inklusion.  

 Wir wollen den Inklusionsfonds weiterführen und die dazu gehörigen Mittel in den kom-
menden Haushalten weiter zur Verfügung stellen.  

 

 

Gesundheit – Verlässliche Versorgung vor Ort sichern 

Eine hochwertige medizinische Versorgung ist Teil der Daseinsvorsorge. Nürnberg muss auch 
in Zukunft ein starker Gesundheitsstandort bleiben. 

 Wir unterstützen unser städtisches Klinikum als tragende Säule der Gesundheitsver-
sorgung in Nürnberg besonders nun nach der Übernahme des Klinikums Haller-
wiese/Cnopf´sche Kinderklinik. Die Finanzierung des gesamten Klinikkonzerns muss 
auskömmlich sein. Dafür setzen wir uns auch auf anderen politischen Ebenen ein.  

 Die Zusammenarbeit zwischen städtischen Einrichtungen, dem Klinikum und nieder-
gelassenen Ärzten wird weiter verbessert. 

 Prävention und Gesundheitsförderung – auch für mentale Gesundheit, insbesondere 
in Schulen, Betrieben und Vereinen sowie der Stadtverwaltung, werden gezielt ausge-
baut. 

 Digitalisierung im Gesundheitswesen nutzen wir verantwortungsvoll, um Abläufe zu 
verbessern und Patienten zu entlasten. 
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 Entwicklungsverzögerungen bei Kindern steigen qualitativ und quantitativ an. Wir set-
zen uns für eine Verbesserung der Diagnostik und Versorgung ein, indem wir die Ko-
operation aller Akteure (Gesundheitswesen, Schulen, Kitas, Jugend- und Eingliede-
rungshilfe) intensivieren, Angebote bündeln und Regelstrukturen stärken.  

 

Drogenhilfe  

Das Nürnberger Modell der Drogenhilfe entwickeln wir mit den Partnern weiter und setzen die 
fachlich und wissenschaftlich evaluierten Bausteine um, soweit rechtlich möglich und finanziell 
darstellbar.  

 

Pflege – menschlich, bezahlbar und zukunftssicher 

Die Pflege steht vor großen Herausforderungen. Rund 26.000 Menschen in Nürnberg haben 
einen Pflegegrad. Davon werden ca. 80 Prozent zuhause gepflegt, teils mit ambulanter Unter-
stützung. Pflegende Angehörige sind der wichtigste Pfeiler in der Versorgung. Wir setzen auf 
Qualität, Verlässlichkeit und die Unterstützung derjenigen, die täglich Verantwortung überneh-
men. 

 Wir unterstützen den Ausbau von Pflegeplätzen, insbesondere durch die Unterstützung 
freier und gemeinnütziger Träger. Dabei legen wir ein besonderes Augenmerk auf bis-
her unterversorgte Stadtteile und schreiben die Pflegebedarfsermittlung stadtteilbezo-
gen weiter fort, im Kontext einer vorausschauenden Stadtentwicklung, gemeinsam mit 
Trägern und Investoren und in der Verzahnung zwischen ambulanten, stationären und 
teilstationären Angeboten.  

 
 Angehörige als wichtigste Stütze der Pflege werden durch Beratungsangebote, Prä-

ventions- und Entlastungsmaßnahmen gestärkt. 
 Die Finanzierung des Pflegestützpunktes ist auch in der kommenden Ratsperiode wei-

terhin notwendig.  
 Pflegekräfte verdienen Anerkennung und gute Arbeitsbedingungen – wir setzen uns für 

bessere Rahmenbedingungen und Ausbildungsangebote ein. 
 Innovative Wohn- und Pflegeformen, wie Mehrgenerationenhäuser oder betreutes 

Wohnen, werden gezielt unterstützt. 
 Gesellschaftliche und technische Innovationen in der Pflege gehen wir weiter an.  

 

Wir halten an dem Angebot des NürnbergStift als Teil der kommunalen Daseinsvorsorge für 
die ältere Bevölkerung fest und entwickeln dieses bedarfsgerecht weiter.  

 Die wirtschaftliche Situation des Eigenbetriebs muss zügig und nachhaltig verbessert 
werden.  

 Um NürnbergStift zukunftsfähig aufzustellen und bestmöglich steuern zu können, ver-
einbaren wir eine ergebnisoffene Überprüfung der derzeitigen Rechtsform des Eigen-
betriebs bis Ende 2027 unter den Aspekten Wirtschaftlichkeit, Immobilien und Unter-
nehmensstruktur - unter Beibehaltung der vollumfänglichen kommunalen Verantwor-
tung.  

 Die Standorte des NürnbergStift entwickeln wir weiter. Wir halten am Standort Plat-
nersberg fest und realisieren dort eine Generalsanierung der Bestandsimmobilie ohne 
Ausweitung.  

 Das Areal Sebastianspital wird bedarfsgerecht modernisiert.  
 Zusätzliche Plätze können an anderen Standorten entstehen. Im Einklang mit der 

Stadtentwicklung werden daher weitere Standorte als Mietmodell in Kooperation mit 
Bauträgern und Wohnungsgesellschaften geprüft.  
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Gewaltschutz 

Der Schutz vor Geschlechtsspezifischer Gewalt und die Umsetzung der Istanbul-Konvention 
sind uns wichtige Ziele. Mit dem Gewalthilfegesetz geht Verantwortung strukturell an das Land 
über.  

 Wir setzen uns dafür ein, dass die in Nürnberg etablierten Beratungs-, Hilfe- und Un-
terstützungsstrukturen auf bedarfsgerechtem Niveau erhalten und bei Bedarf weiter-
entwickelt werden.  

 Wir unterstützen die Träger in der Übergangsphase, damit gewaltbetroffene Frauen, 
Jugendliche und Kinder den nötigen Schutz erfahren. 

 
 
 
 

8. Klima- und Umweltschutz, Nachhaltigkeit 
 

 Der Masterplan Freiraum wird im Zusammenspiel von SÖR und Umweltreferat weiter-
entwickelt. Ziel ist es, bis 2032 eine möglichst quantitative und qualitative Flächenent-
wicklung im Sinne unser Nachhaltigkeitsziele zu realisieren. Dabei gilt es, flächenmä-
ßig größere Grüneinheiten zu priorisieren.  
 

 Die Pflege und der Erhalt des Straßenbegleitgrüns erfährt eine neue Priorisierung. Au-
ßerdem wird ein Konzept zur nachhaltigen Nutzung von neuen Flächen – insbesondere 
für die UGS – erstellt. 
 

 Ein Klimafonds zur Bündelung von Nachhaltigkeits- und Klimaschutzprojekten wird im 
städtischen Haushalt fortgeschrieben, um unsere Stadt Schritt für Schritt klimaneutral 
zu gestalten. 
 

 Die Stadt unterstützt die regionale Vermarktung von Lebensmitteln. 
 

 Die Stadt wird durch intensive Beratung und Förderung dazu beitragen, dass Biodiver-
sität und Artenschutz weiter gestärkt werden.  
 

 Unser Ziel ist weiterhin: Für jedes Neugeborene ein Baum! In diesem Rahmen werden 
auch jährlich mindestens 1.000 neue Straßenbäume gepflanzt. Die Pflege der Be-
standsbäume und insbesondere die Bewässerung der Bäume in der Vegetationsperi-
ode ist dringend zu verbessern. Ein Masterplan Straßenbäume ist aufzustellen. 
 

 Die bestehende Baumschutzverordnung ist zu aktualisieren und auf Ausgewogenheit 
zu prüfen. Die großen Platanenalleen am Prinzregentenufer und in der Leipziger 
Straße sind besser zu pflegen. 
 

 Der Landschaftspflegeverband Nürnberg ist für die Umsetzung der Biodiversitätstrate-
gie unverzichtbar und daher personell und materiell besser auszustatten. Die Kontrolle 
und Pflege ökologischer Ausgleichsflächen ist dem Landschaftspflegeverband zu über-
tragen. 
 

 Für den Bereich Königshof, das angrenzende Naturschutzgebiet Sandgruben am Ha-
fen und die rekultivierten Abschnitte der Reststoffdeponie der Stadt Nürnberg ist ein 
gemeinsames Entwicklungskonzept zur Stärkung des Naturschutzes zu erarbeiten und 
umzusetzen. Die Beweidung geeigneter Flächen ist dabei zu berücksichtigen. Das 
Moorenbrunnfeld soll Landschaftsschutzgebiet werden. Für das gesamte Stadtgebiet 
Nürnberg wird die Erstellung eines Masterplans Naturschutz geprüft. 
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 Die Renaturierung von Fließgewässern 3. Ordnung (Gräben in der Stadt) ist voranzu-
treiben und die vorhandenen Gewässerentwicklungskonzepte umzusetzen. Die Feder-
führung sollen hierbei SÖR und SUN übernehmen. 
 

 Zur Sicherstellung und Verbesserung eines dauerhaften guten Pflegezustandes und 
einer Attraktivität der Grün- und Parkanlagen bedarf es zur Umsetzung zwischen der 
Planung und der erstmaligen Herstellung eine stärkere Berücksichtigung beim Unter-
halt in den Bezirken.  

 
 
 
 
9. Kultur und Events 

 
 
Nürnberg ist für seine Einwohner auch der Ort, an dem sie ihren Alltag und ihre Freizeit ver-
bringen. Lebensqualität entsteht nicht nur durch Infrastruktur, sondern durch Gemeinschaft, 
Teilhabe und das Gefühl, dazuzugehören.  

Kultur wird als zentrale demokratische Infrastruktur verstanden, die Teilhabe, gesellschaftli-
chen Zusammenhalt, Bildung und Stadtentwicklung miteinander verbindet. Alle Menschen sol-
len weiterhin unabhängig von Alter, Herkunft oder Lebenslage Zugang zu Kunst und Kultur 
haben. Die kulturelle Vielfalt Nürnbergs wird in ihrer ganzen Breite anerkannt – von Institutio-
nen bis hin zur freien Szene und neuen, spartenübergreifenden Formaten. Ziel ist es, die Kul-
turlandschaft nicht nur zu bewahren, sondern strategisch weiterzuentwickeln, sichtbarer zu 
machen und stärker mit den gesellschaftlichen Herausforderungen der Gegenwart zu verbin-
den.  

 Kulturpolitik wird entlang verbindlicher Steuerungsebenen weiterentwickelt: Leucht-
turmprojekte, Strukturreformen, Förderlogik und Stadtteilkultur stehen dabei im Mittel-
punkt. Besondere Vorhaben mit hoher Ausstrahlungskraft sollen frühzeitig definiert, 
professionell gesteuert und mit klaren Zuständigkeiten hinterlegt werden. Als profilbil-
dendes Beispiel ist das Dürer-Jubiläum 2028 als internationales Kulturprojekt mit mehr-
jähriger Perspektive, eigener Projektstruktur und breiter Finanzierungsperspektive be-
schrieben. 

 Die kulturellen Institutionen der Stadt bleiben starke Anker der Nürnberger Kulturland-
schaft; zugleich sollen sie sich weiter öffnen, partizipativer, diverser, inklusiver sowie 
digital und hybrid anschlussfähig werden. 

 Die städtischen Museen und kulturellen Einrichtungen sollen konzeptionell weiterent-
wickelt und stärker miteinander vernetzt werden. Gleichzeitig wird eine Priorisierung 
bei großen Infrastrukturmaßnahmen betont, ergänzt durch das Ziel, zusätzliche Ateli-
ers, Proberäume und Ermöglichungsräume für Kulturschaffende zu schaffen. 

 Die Ausreichung von Kunst- und Kulturförderung soll gerecht, nachvollziehbar und 
wirksam sein. Förderprogramme werden gebündelt, klare Förderlinien etabliert. Die 
Förderung der freien Szene wird von kleinteiliger Einzelunterstützung stärker auf nach-
haltige Entwicklung ausgerichtet. So mit einer mehrjährigen Basisförderung und einem 
Innovationsfonds als Anschub für neue Projekte oder Initiativen. Künftig sollen Wir-
kung, Kooperation, Diversität und Nachhaltigkeit als nachvollziehbare Kriterien für eine 
Förderung dienen.  

 Stadtteilkultur und Soziokultur werden als unverzichtbare Bestandteile einer demokra-
tischen Stadtgesellschaft strukturell weiterentwickelt. Kultur vor Ort soll Teilhabe er-
möglichen, Nachbarschaften verbinden und enger mit Bildungs-, Sozial-, Jugendarbeit 
und Sport verzahnt werden. 
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 Wir entwickeln die Idee der Kulturläden weiter und schaffen „Häuser des Zusammen-
halts“ in den Stadtteilen als Orte, an denen genau das möglich wird: Begegnung, Be-
ratung, Kultur, Bildung und Engagement unter einem Dach. Sie werden zu Ankerpunk-
ten für ein starkes Miteinander in der ganzen Stadt und heben Synergien zwischen den 
verschiedenen Angeboten der Stadt im Quartier.  
 
Die Wahrnehmung von gelungener Demokratie entscheidet sich nicht nur im Rathaus, 
sondern auch vor Ort im Alltag der Menschen. Dort, wo Menschen sich begegnen, sich 
einbringen und gehört werden, wächst Vertrauen in den Staat und in unsere demokra-
tischen Institutionen. Kulturelle Angebote und offene Treffpunkte sind Räume gelebter 
Demokratie. Sie ermöglichen Teilhabe unabhängig von Herkunft, Einkommen oder Bil-
dung. Deshalb stärken wir gezielt diese Orte und bauen Beteiligungsformate aus, die 
Menschen aktiv in die Gestaltung ihrer Stadt einbeziehen.   
 

 Piloträume wie die Südstadt, mobile und aufsuchende Formate sowie Kooperationen 
mit Schulen und sozialen Trägern zeigen, wie kulturelle Teilhabe niedrigschwellig und 
alltagsnah organisiert werden kann. 

 Erinnerungskultur ist ein zentraler kulturpolitischer Auftrag. Die Weiterentwicklung der 
Orte am ehemaligen Reichsparteitagsgelände, ihre didaktische Vermittlung sowie die 
Verbindung zu Nürnberg als Stadt des Friedens und der Menschenrechte sind von be-
sonderer Bedeutung. Erinnerungskultur wird als Gegenwartsaufgabe verstanden, die 
historisches Bewusstsein, demokratische Bildung und internationale Verantwortung 
verbindet.  

 Die kulturelle Infrastruktur wird nach klaren Prioritäten weiterentwickelt. Wichtige Ein-
richtungen und Orte wie Kongresshalle, Zeppelintribüne oder das Museum Industrie-
kultur werden zukunftsfähig gesichert und kulturell profiliert. 

 Kulturpolitik soll stärker ressortübergreifend gedacht werden. Schnittstellen zu Bildung, 
Sozialem, Stadtentwicklung und Wirtschaft werden bewusst ausgebaut, um kulturelle 
Teilhabe, kreative Potenziale und gesellschaftliche Innovation besser miteinander zu 
verbinden. 

 Nürnberg ist ein Fest, dies gilt für städtische Veranstaltungen (Bardentreffen, Blaue 
Nacht, Klassik open Air etc.), unsere Volksfeste, Kirchweihen und die Stadteilfeste wie 
für Festivals oder Events aller Art.  

Festivals, Formate und Programme sollen künftig stärker profiliert und gebündelt wer-
den, wo gemeinsame Sichtbarkeit, Effizienz und inhaltliche Wirkung entstehen. Be-
währte Großformate bleiben dabei erhalten. 

Die Stadtteil-Kirchweihen mit ihren vielfältigen Traditionen, Festumzügen und Rahmen-
programmen wollen wir als Brauchtumsveranstaltungen erhalten und weiterhin finan-
ziell unterstützen. Dort wo die Erfüllung von rechtlichen Vorgaben die ehrenamtlichen 
Akteure überfordert und das gelebte Brauchtum einzuschränken drohen, unterstützen 
wir unbürokratisch und mit Augenmaß.   

Die Kooperationspartner bekennen sich zu einer offenen Veranstaltungskultur in Nürn-
berg in den verschiedenen Bereichen wie Kultur, Sport, Festivals und weiteren Events, 
die eine Stärkung des Imagegewinns der Stadt in Gänze und der Innenstadt nach sich 
ziehen. Die Partner erarbeiten gemeinsam eine Veranstaltungsstrategie mit klarer 
Schwerpunktsetzung.  

 Die Strahlkraft der Stadt, die kulturelle und wirtschaftliche Bedeutung einerseits und 
die Bedürfnisse der vor Ort lebenden Menschen andererseits bringen wir in einen Aus-
gleich. Wir schaffen hierzu eine zentrale Stelle zur Genehmigung von (Groß-) Veran-
staltungen beim Ordnungsamt, die die bisher unterschiedlichen Genehmigungsstellen 
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je nach Veranstaltungsort oder -art bündelt (StrWG, LStVG, StVO). Diese dient als ein-
heitlicher Behördenansprechpartner innerhalb und außerhalb der Stadtverwaltung und 
der Veranstaltungsbranche. Sie führt die Verwaltungsverfahren und beteiligt alle rele-
vanten Stellen. 

 

 

10. Integration und Zuwanderung 
 
Nürnberg ist eine Einwanderungsstadt. 52 Prozent der Bevölkerung haben einen Migrations-
hintergrund, bei Kindern und Jugendlichen sind es gut zwei Drittel. Damit die vielfältige Stadt-
gesellschaft ihre Stärken zeigen kann, müssen alle Menschen faire Chancen bekommen. Es 
ist uns daher ein großes Anliegen, dass die Menschen, die nach Deutschland gekommen sind 
und deren Kinder sich in Deutschland erfolgreich integrieren können und als gleichwertige 
Mitglieder der Gesellschaft wahrgenommen und geschätzt werden, Zug um Zug volle gesell-
schaftliche und politische Teilhabe erfahren. 
  
Die Begleitung und Unterstützung dieses Prozesses ist kommunale Realität und wird von uns 
seit Jahren koordiniert und weiterentwickelt. In der neuen Amtsperiode wollen wir unserer Ver-
antwortung weiterhin gerecht werden und werden folgendes insbesondere verfolgen: 
 

 Internationale Fachkräfte sind unverzichtbar für den Arbeitsmarkt und die Unterneh-
men in Nürnberg. Die Stadt prüft die Beteiligung am von der IHK und HWK gestarteten 
Projekt „Work and Stay Center“, insbesondere auch mit einer Ausweitung auf Fach-
kräfte der Nicht-Kammer-Berufe, beispielsweise Gesundheit und Pflege. Die dortige 
Tätigkeit verzahnen wir mit unserer Zentralen Anlaufstelle Migration (ZAM) und der 
Anerkennungs- und Qualifizierungsberatung der ZAQ.   
 

 In der Phase der Eingliederung ist es besonders wichtig, dass die Angebote der För-
derung der deutschen Sprache gesichert werden. Flankierende Angebote werden wei-
terhin unterstützt. An einem kommunalen Programm zum Deutschspracherwerb halten 
wir fest, ebenso an flankierenden drittmittelgeförderten Programmen der Grundbildung 
und digitalen Alphabetisierung.  
 

 Ähnliches gilt für die Lotsenprojekte, die vor allem bei der Eingliederung in das Bil-
dungssystem die Kinder und ihre Eltern unterstützen. 
 

 Die Ausländer- und Einbürgerungsbehörden müssen in der Lage sein, ihre im Umfang 
stark angestiegenen Aufgaben angemessen zu bewältigen. Im Stadthaus Q werden 
wir eine bessere räumliche Struktur bereitstellen, die auch für kurzfristige Anliegen eine 
Anlaufstelle sein kann. 
 

 Ausländer- und aufenthaltsrechtlich entstehen aus nicht geradlinigen Flucht- und Ein-
wanderungsverläufen immer wieder Konstellationen, die als Härtefall eingeschätzt 
werden können. Hier setzen wir uns weiterhin für Lösungen abseits der rein rechtlichen 
Betrachtung im Rahmen der Einzelfallkommission ein. 
 

 Für die Phase des Zusammenwachsens und insgesamt den Zusammenhalt in Vielfalt 
wollen wir Diskriminierungsprävention und -beratung voranbringen. Wir werden die Ge-
samtstrategie gegen Diskriminierung, Rassismus und Antisemitismus weiterentwickeln 
und sie auf allen Ebenen des städtischen Handelns umsetzen. Wir wollen Orte der 
Begegnung (Kulturläden, Nachbarschaftstreffpunkte) stärken.  
 

 An der Koordinierungsgruppe Integration halten wir fest und entwickeln ihre Aufgaben 
weiter. Der Rat für Integration und Zuwanderung bleibt hierbei Partner der Stadtver-
waltung und der Stadtpolitik. 
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